








Aspen Insight: Frau Dr. Merkel, im Januar 
2022 sind Sie António Guterres im Amt als 
Generalsekretärin der Vereinten Nationen 
nachgefolgt. Wenn Sie eine Zwischenbi-
lanz ziehen müssten: Was war in den zu-
rückliegenden vier Jahren Ihre schwerste 
Stunde? Was Ihre größte Genugtuung?
Angela Merkel: Wissen Sie, Triumph und 
Niederlage liegen ja häufig eng beieinan-
der. Aber es ist ganz unstrittig, dass der 23. 
Dezember 2021 zu den schwersten Stunden 
meines politischen Lebens gehört.

AI: … der Tag des Cyber-Angriffs auf Kern
kraftwerke in den USA, Russland, Frankreich, 
China und im Iran unmittelbar vor Ihrem 
Amtsantritt. 
Merkel: Ja. Die Hackerangriffe auf die Atom-
meiler erfolgten in der Nacht auf Heilig-
abend. Zu dieser Zeit war ich bereits in New 
York, um mich auf meine neuen Aufgaben 
als künftige Generalsekretärin der Verein-
ten Nationen vorzubereiten. 

AI: Was war Ihre erste Reaktion?
Merkel: António Guterres, der scheidende 
UN-Generalsekretär, und ich stellten sofort 
einen Krisenstab auf, beriefen eine Sonder-
sitzung des UN-Sicherheitsrats ein und nah-
men Kontakt zu den Regierungschefs jener 
Länder auf, die von dem Angriff betroffen 
waren. Auch standen wir mit NATO-Gene-
ralsekretärin Julia Doern, EU-Kommissi-
onspräsident Radek Sikorski, und Ashok 
Kumar von der Shanghaier Organisation 
für Zusammenarbeit in Kontakt. Zu dieser 
Zeit war die Lage ja noch völlig unklar, und 
wir mussten mit einer weiteren Eskalation 
rechnen.

AI: Der UN-Sicherheitsrat trat dann am 
25. Dezember zusammen. Zu dieser Zeit 
stand der Reaktor Fessenheim an der 
deutsch-französischen Grenze kurz vor der 
Kernschmelze...
Merkel: Es war die dramatischste und cha-
otischste Sitzung des UN-Sicherheitsrats, 
die ich erinnern kann. Ständig kamen neue 
Hiobsbotschaften herein. Das gegenseitige 
Misstrauen war groß; schließlich war noch 

völlig unklar, wer für die Anschläge verant-
wortlich war.

AI: Aber es waren doch beinahe alle Groß-
mächte gleichermaßen betroffen...?
Merkel: Das erfuhren wir aber erst wäh-
rend der Sitzung. China, der Iran und Russ-
land verfolgten zunächst eine restriktive In-
formationspolitik, weil sie hofften, die Lage 
doch noch in den Griff zu bekommen. Bis da-
hin glaubten die Europäer und Amerikaner, 
Russland, der Iran oder China stecke hinter 
diesen Angriffen. Umgekehrt verdächtigten 
Russland, China und der Iran die Amerikaner 
und Europäer – so vergiftet waren zu diesem 
Zeitpunkt die internationalen Beziehungen.

AI: Der UN-Sicherheitsrat hat damals eine 
weitreichende Entscheidung getroffen...
Merkel: In der Tat. In seiner Sitzung am 25. 
Dezember 2021 hat der UN-Sicherheitsrat 
die Lage als „größte Sicherheitsbedrohung 
seit Gründung der Vereinten Nationen“ be-
schrieben. Weil man im Hinblick auf die 
Täter sowie ihre Motive völlig im Dunkeln 
tappte und mit weiteren Anschlägen rech-
nen musste, beschlossen die 20 ständigen 
Mitglieder des UN-Sicherheitsrates, bis auf 
weiteres sämtliche internationalen Internet-
knotenpunkte zu kappen.

AI: Damals ging für mehrere Wochen 
buchstäblich „das Licht aus“.
Merkel: Uns allen war die Tragweite dieser 
Entscheidung sehr wohl bewusst. Uns war 
klar, dass das Kappen der Datenleitungen zu 
einem vollkommenen wirtschaftlichen Still-
stand und einem weitgehenden Erliegen des 
öffentlichen Lebens führen würde. Denken 
Sie nur an die Börsen. Von eben auf nachher 
konnten keine Wertpapiere mehr gehandelt 
werden. Am Tag vor der Katastrophe wurden 
an der Frankfurter Börse im Hochfrequenz-
handel noch 15,8 Millionen Wertpapiere ge-
handelt. Einen Tag später kein einziges mehr. 
Die Menschen konnten weder Bargeld ab-
heben noch Telefonate führen. Container-
Schiffe blieben in den Häfen, weil keine 
Disponenten-Listen und Navigationskoordi-
naten vorhanden waren. Der gesamte Flug- 

und Bahnverkehr musste eingestellt werden, 
weil keine Steuerungsdaten übermittelt wer-
den konnten. Die Stromversorgung war ge-
fährdet, weil das europäische Verbundsys-
tem zwischenzeitlich ausgesetzt wurde. Es 
war, als ob wir ins Mittelalter zurückkatapul-
tiert worden wären.

AI: Angesichts der Tragweite dieser 
Entscheidung: Haben Sie in dieser Weih-
nachtssitzung des Sicherheitsrates auch 
andere Optionen durchgespielt?
Merkel: Selbstverständlich. Aber wir er-
kannten schnell: Solange wir nicht wissen, 
wer hinter den Anschlägen steckt, sitzen 
wir am kürzeren Hebel. Das ist es, was „Nuc-
lear Blackmailing“ in einer anonymen Cy-
ber-Welt bedeutet: ultimative Erpressbarkeit. 
Was Ihnen am Ende bleibt, ist die Wahl zwi-
schen Pest und Cholera.

AI: In Deutschland wurden damals zum 
ersten Mal seit Gründung der Bundesrepu-
blik die Notstandsgesetze in Kraft gesetzt. 
Das Post- und Fernmeldegeheimnis wurde 
aufgehoben. Die Bundeswehr übernahm 
Sicherungsaufgaben im Inland. Schützen-
panzer und Soldaten in voller Kampfaus-
rüstung gehörten bald zum Alltagsbild in 
deutschen Städten...
Merkel: In der Tat wurden in vielen Ländern 
der Ausnahmezustand und Ausgangssper-
ren verhängt. Die Menschen mussten ja vor 
Plünderungen und Übergriffen geschützt 
und die Verteilung von Lebensmitteln, Me-
dikamenten und den nötigsten Dingen des 
täglichen Lebens sichergestellt werden. Das 
ist uns glücklicherweise in den allermeisten 
Fällen auch gelungen.

AI: Was dann geschah, haben Sie einmal 
als „die Selbstheilungskraft der internatio-
nalen Gemeinschaft“ beschrieben.
Merkel: So prosaisch habe ich das sicher 
nicht ausgedrückt. Aber in der Tat hatte der 
UN-Sicherheitsrat in seiner Weihnachtssit-
zung 2021 auch beschlossen, die Koordina-
tion für alle weiteren Maßnahmen gemäß 
Artikel 52 der UN-Charta in die Hände regio
naler Organisationen zu legen. Womöglich 

war es das, was ich als „Selbstheilungskraft“ 
beschrieben habe. Denn der Beschluss stellte 
sicher, dass die 20 ständigen Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrats – allesamt regionale 
Großmächte – in die Pflicht genommen wur-
den. Von New York aus war diese Herausfor-
derung nämlich nicht zu koordinieren.

AI: Kritiker sehen darin eine Marginalisie-
rung des UN-Sicherheitsrates, wenn nicht 
der UNO insgesamt.
Merkel: Ach, wissen Sie: Es gibt immer Men-
schen, die selbst in solch existentiellen La-
gen akademische Debatten führen wollen. 
Ihnen entgegne ich: Die Institutionen, die 
wir uns geschaffen haben, sind kein Selbst-

zweck. Sie sollen uns helfen, in einer sich ver-
ändernden Welt Kompromisse zu schließen 
und Entscheidungen zu treffen, die den He-
rausforderungen unserer Zeit angemessen 
sind. Im Übrigen wiederhole ich gern, was 
ich jüngst einem chinesischen Journalisten 
entgegnet habe: Um die Vereinten Nationen 
brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen. 
Es gibt sie seit 80 Jahren und sie werden 
auch in Zukunft gebraucht. Wir sollten das 
ganz nüchtern und pragmatisch betrachten. 
Die Welt hat sich seit 1945 dramatisch ver-
ändert. Damals gab es mit den USA und der 
Sowjetunion zwei Weltmächte. Heute gibt 
es zahlreiche Machtzentren, die allesamt 
von großen und zum Teil konkurrierenden 
Regionalmächten dominiert werden. Es ist 
nicht verwunderlich, dass eine solche Mäch-
tekonstellation vermehrt zu Interessenkon-
flikten führt. Zugleich aber haben alle Inte-

resse an Frieden, Wohlstand und Stabilität. 
Nicht die Interessenkonflikte sind das Pro-
blem, sondern wie sie ausgetragen werden.

AI: Inwiefern hat die Weihnachtskatastro-
phe des Jahres 2021 die internationalen 
Beziehungen verändert?
Merkel: Denken Sie doch nur zehn Jahre zu-
rück: Krieg und Konflikte, wo immer man 
hinschaute: ob in der Ukraine, im Nahen Os-
ten, auf dem Balkan, in Nordafrika, im Süd-
chinesischen Meer, in der Arktis. Überall 
versuchten die Großmächte – und jene, die 
es werden wollten – ihre Einflusssphären ge-
geneinander abzustecken. Oft unter Einsatz 
militärischer Gewalt. Rückblickend erinnert 
mich diese Situation an den Vorabend des 
Ersten Weltkriegs, als der europäische Konti-
nent schlafwandelnd in die Katastrophe tau-
melte. Mit dem einzigen Unterschied, dass 
wir heute eine globale Dynamik haben – mit 
ungleich mehr Akteuren und ungleich ge-
fährlicheren Waffenarsenalen. Mich hat das 
seinerzeit sehr beunruhigt.

AI: Aber im Falle Nordkoreas hat die ent-
schlossene Intervention Chinas letztlich zur 
friedlichen Wiedervereinigung Nord- und 
Südkoreas und einer atomwaffenfreien 
koreanischen Halbinsel geführt...
Merkel: Gewiss, heute sind wir froh, dass der 
massive Druck Pekings auf Pjöngjang im 
Herbst 2020 zu einer politischen Lösung der 
koreanischen Frage geführt hat. Aber verges-
sen Sie nicht: Wir haben damals in den nuk-
learen Abgrund geblickt. Außerdem hatte die 
Befriedung der Region einen hohen Preis – 
die offene Feindschaft zwischen China und 
den USA. Seit der Wiedervereinigung Ko-
reas und dem Rückzug der USA aus dem 
Fernen Osten standen sich diese beiden Su-
permächte im Pazifik misstrauisch und waf-
fenstarrend gegenüber. 

AI: Nach den Cyber-Attacken im Dezember 
2021 haben sich China und die USA aber 
wieder einander angenähert...
Merkel: Das ist ja die Ironie: Es brauchte eine 
gemeinsame, existentielle Bedrohung und 
einen gemeinsamen Feind, um die Partiku-
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Offenbar ist die 
Menschheit nur 
dann kooperations-
fähig, wenn es ihr 
als Ganzes an den 
Kragen geht.

Es ist, als hätte 
die Menschheit 
eine zweite Chance 
bekommen. 
Angela Merkel, UN-Generalsekretärin
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Tel-Aviv, Ost-Jerusalem. In einer bahnbre-
chenden und zugleich höchst politischen 
Entscheidung hat das Internationale Olym-
pische Komitee (IOK) am Freitag in Lau
sanne den Austragungsort der Olympischen 
Sommerspiele 2036 bekanntgegeben: Die 
Spiele werden in Israel und Palästina statt-
finden und somit erstmals in zwei Ländern 
gemeinsam. 

Der symbolische Wert dieser Entschei-
dung könnte größer nicht sein: Nach dem 
friedlichen Ende des jahrzehntealten Nah-
ost-Konflikts und der Gründung zweier Staa-
ten vor knapp zwei Jahren, geht das IOK in 
Vorleistung: „Wir hoffen, dass der Olympi-
sche Geist Israel und Palästina weiter zusam-
menwachsen lässt“, begründete IOK-Präsi-
dent Tom Bachmann die Entscheidung.

Der Bekanntgabe wurde seit Wochen ent-
gegengefiebert. Fernsehsender und Tages-
zeitungen – ob in arabischer oder hebräi-
scher Sprache – kannten nur noch ein Thema: 
Olympia. Dann war es sowiet – Freitag, kurz 
nach 12 Uhr. Bachmann zieht aus dem Um-
schlag die Flaggen Palästinas und Israels. Auf 
dem Rabin-Platz in Tel Aviv und vor dem Da-
maskustor in Jerusalem brechen alle Dämme. 
Araber und Juden liegen sich in den Armen, 
singen ihre jeweiligen Nationalhymnen. 

Historische Chance
Auch Israels Premierministerin, Tzipi Livni, 
ließ ihren Gefühlen freien Lauf. Arm in Arm 
mit ihrem palästinensischen Amtskollegen 
Majed Faraj erklärte sie mit tränenerstick-
ter Stimme: „So viel Blut, so viele Tränen, so 
viel Leid in all den Jahrzehnten – ich kann 
es noch gar nicht fassen.“ Und Faraj fügte 
nicht minder bewegt hinzu: „Nun blickt die 
Welt nicht länger mit Skepsis und Ratlosig-
keit auf unsere Region. Dies ist der Beginn 

einer gemeinsamen Zukunftsvision für ein 
friedliches Zusammenleben von Juden und 
Arabern.“
Die Bilder der sich in den Armen liegenden 
Menschen sind anrührend und historisch 
zugleich: Zwei Völker, durch historische Ver-
wicklungen auf engstem Territorium zu-
sammengewürfelt und sich spinnefeind ge-
genüberstehend, richten nun gemeinsam 
das größte Sportereignis der Welt aus. Allein 
der Umstand, dass die gemeinsame Bewer-
bung in den Bevölkerungen eher auf Zustim-
mung denn auf Ablehnung stieß, wurde vom 
IOK wohlwollend kommentiert; wiederholt 
sprach IOK-Präsident Bachmann von einem 
wichtigen Beitrag zur Aussöhnung von Isra-
elis und Palästinensern. Doch die Herausfor-
derungen sind immens; beide Gesellschaf-
ten stehen vor einer Jahrhundertaufgabe.

Begünstigung Israels? 
Schnell meldeten sich kritische Stimmen zu 
Wort, die bemängelten, vor allem Israel profi-
tiere von der IOK-Entscheidung. Der jüdische 
Staat hat eine gut ausgebaute Infrastruktur 
mit rund 20 modernen Stadien (11 davon mit 
Kapazitäten von mehr als 10.000 Zuschau-
ern). „Zwischen Israel und Palästina gibt es 
eine sehr ungleiche Verteilung der Kapazitä-
ten“, erklärte Mohammed Abutteen, Sprecher 
des palästinensischen Anti-Olympia-Bünd-
nisses „NO-lympia“. Es bestehe die Gefahr, 
auf vorhandene Strukturen in Israel zurück-
zugreifen und damit die Juden zu bevorzu-
gen, so Abutteen. Man könne die Spiele auch 
direkt an Israel vergeben und sich den Etiket-
tenschwindel sparen, bemerkte er skeptisch.

Tatsächlich bewarb sich das israe-
lisch-palästinensische Olympische Komi-
tee mit einem Konzept, dessen Augenmerk 
auf „die langfristige Entwicklung der Infra-

struktur vor allem in Palästina“ abzielt. Da-
für sollen knapp vier Mrd. Schekel (bzw. ca. 
eine Mrd. €) ausschließlich für palästinen-
sische Infrastrukturprojekte bereitgestellt 
werden. 

Knackpunkt Infrastruktur 
Kritikern, die wie Abutteen eine Begünsti-
gung Israels und Einseitigkeit in der Reali-
sierung befürchten, soll so der Wind aus den 
Segeln genommen werden. In der Tat plant 
das olympische Bewerberkomitee nicht nur 
den Ausbau bestehender Stadien in Tel Aviv, 
Jerusalem, Hebron und Haifa, sondern auch 
den Neubau eines multifunktionalen olym-

pischen Dorfes zwischen Ramallah und Je-
rusalem. Es soll nach dem Ende der Som-
merspiele als attraktives Wohnareal weiter 
genutzt werden. Nachhaltigkeit wird groß 
geschrieben.

Überhaupt offenbart das Konzept des Be-
werberkomitees viel Feingefühl: Während 
der Ausbau bestehender Kapazitäten aus-
schließlich Israel vorbehalten ist, sollen neue 
Sportzentren wie beispielsweise Schwimm- 
und Leichtathletikhallen oder Verkehrssys-
teme bevorzugt in Palästina angesiedelt 
werden. Unmittelbar nach der Vergabeent-
scheidung des IOK hat die EU finanzielle Un-
terstützung zugesagt.

Zwei-Meeres-Kanal eingeweiht
NAHER OSTEN Pipeline verbindet Rotes Meer mit  

Totem Meer und liefert Trinkwasser nach Jordanien

Israels Premierministerin Tzipi Livni, Pa-
lästinas Präsident Majed Faraj und König 
Hussein II. von Jordanien haben gestern – 
vier Jahre später als geplant – den „Zwei-Mee-
res-Kanal“ eröffnet. Das Weltbank-Projekt, 
das mehr als vier Jahrzehnte in der Planung 
war, besteht aus zwei Teilen: Während eine 
225 Kilometer lange Pipeline fortan Wasser 
aus dem Roten Meer ins Tote Meer führt, ver-
sorgt ein zweiter Strang künftig die jordani-
sche Hauptstadt Amman mit Trinkwasser. 

Mit der Inbetriebnahme des Kanals ge-
lingt ein Durchbruch in der Wasserversor-
gung des Nahen Ostens; zugleich ist das 
Mega-Projekt ein wichtiger Beitrag zur Frie-
denssicherung in der Region. Der Streit um 
Wasserrechte hatte in den vergangenen Jah-

ren immer wieder zu gewaltsamen Ausein-
andersetzungen zwischen Israel, Palästina 
und Jordanien geführt. 

Herzstück der Anlage ist die weltweit 
größte Entsalzungsanlage im Golf von Akaba. 
Sie kann bis zu 870 Millionen Kubikmeter 
Meerwasser jährlich entsalzen, was der stark 
wachsenden Bevölkerung Jordaniens zu-
nächst mittelfristig eine Daseinsperspektive 
gibt. Zugleich wirkt der zweite Strang des Ka-
nals der rasant fortschreitenden Austrock-
nung des Toten Meeres entgegen. Im 20. 
Jahrhundert war das biblische Meer ein Tou-
ristenmagnet; seither ist sein Spiegel um 40 
Meter abgesunken, weil vor allem Israel dem 
Jordan – einziger Zufluss des Toten Meeres – 
immer mehr Wasser entnommen hatte.

Klimaschutz „Made in USA“
ENERGIEWENDE Amerikanisches Städtebündnis ist 

Vorreiter im internationalen Klimaschutz

Entgegen aller Erwartungen hat sich der Aus-
tritt der USA aus dem Pariser Klimaschutz
abkommen offenbar nicht negativ auf das 
Weltklima ausgewirkt. Das bestätigt nun 
auch der siebte Fortschrittsbericht des Welt-
klimarates IPCC. 

Als der ehemalige US-Präsident Donald 
Trump im Sommer 2017 den Ausstieg sei-
nes Landes aus dem internationalen Klima-
pakt bekannt gab, beschworen Klimaexper-
ten und politische Kommentatoren das Ende 
der Welt. Immerhin waren die USA seinerzeit 
der größte Emittent von klimaschädlichen 
Treibhausgasen – gemessen am CO2-Fuß-
abdruck seiner Bürger. Auch wenn Trumps 
Nachfolger, Mike Pence, dem Pariser Klima-
pakt nicht wieder beitrat, korrigierte er zu-
hause doch den Kurs. Zwar gibt es auch unter 
Pence noch immer keinen nationalen Akti-
onsplan zur Bekämpfung des Klimawandels, 
aber immerhin leugnet die republikanische 
Administration nicht länger seine menschli-

chen Ursachen. Auch beendete Pence die Un-
terstützung der Kohle-Industrie – ein Schritt, 
der seinerzeit seine Position in den eigenen 
Reihen deutlich schwächte.

Während Washington in der internatio
nalen Klimapolitik nicht länger das „Enfant 
terrible“ spielte, entwickelten sich die gro-
ßen amerikanischen Metropolregionen zur 
Avantgarde im Kampf gegen den Klimawan-
del. Ende 2018 schlossen sich New York, Los 
Angeles, San Francisco, Chicago, Pittsburgh 
und Atlanta zur „Climate Change Action“ 
(CCA) zusammen; heute gehören diesem 
Bündnis 153 amerikanische Städte und Me-
tropolregionen an – darunter Houston, das 
einstige Öl-Zentrum der USA. Gemeinsam 
haben sie eine gemeinnützige Aktiengesell-
schaft gegründet.

Waren Ende der 2010er Jahre vor allem 
die technologischen Innovationszentren in 
Kalifornien Treiber dieser Klimaschutzbe-
wegung, so spielen seit Anfang der 2020er 

Jahre vor allem die amerikanischen Finanz-
zentren New York, San Francisco, Boston 
und Chicago eine entscheidende Rolle. Denn 
hier werden die begehrten „Green Inno-
vation Bonds“ des CCA gehandelt. Anteils-
eigner können am jährlich stattfindenden 
CCA-Innovationsforum teilnehmen, das die 
innovativsten Klimaschutzideen von Social 
Entrepreneurs prämiert. Wer hier gewinnt, 
hat Zugang zu prall gefüllten Venture Capi-
tal-Töpfen und wird zum Premium-Partner 
einer CCA-Metropole.

Dank dieser Initiativen konnte die Zahl 
der Kohlekraftwerke in den USA von rund 
1300 im Januar 2017 auf 795 im Juni 2025 
gesenkt werden. Seitdem werden nur noch 
zwölf Prozent des Stroms durch Kohlekraft-
werke produziert (2017 waren es noch rund 
30 Prozent). Allein dadurch und die tech-
nologische Optimierung weiterhin am Netz 
hängender Kohlekraftwerke sowie die Um-
stellung auf Gasbefeuerung wurden in den 
vergangenen fünf Jahren 1,1 Billionen metri-
sche Tonnen CO2 eingespart.

Am Abend der Veröffentlichung des Be-
richts des Weltklimarates wurde Al Gore (77) 
von der New York Times um einen Kommen-
tar gebeten. Die Antwort des Friedensnobel-
preisträgers und ehemaligen Vize-Präsiden-
ten berührt: „Ich habe selbst nicht mehr 
daran geglaubt. Man sollte die Menschen in 
Amerika niemals unterschätzen.“ 

Nach der IOK-Entscheidung feierten Juden und Araber gemeinsam auf dem Jerusalemer 
Tempelberg

Nach zehn Jahren Bauzeit eingeweiht: Der sogenannte „Friedenskanal“

Man sollte die 
Amerikaner niemals 
unterschätzen.
Al Gore, ehemaliger US-Vizepräsident

Vorbildlich:  
Smart City-Initiative

Alan A. Pease, Oberst i.R. der Britischen  

Rheinarmee und „Brexit-Exilant“, Hamburg

iebe Redaktion,

mit großer Erleichterung habe 
ich vernommen, dass das Abschmel-
zen der Pole vorerst gestoppt wer-
den konnte. Ohne jede Übertreibung 
kann die europäisch-chinesische 
Smart City-Initiative als das weltweit 
erfolgreichste Großprojekt zur Ver-
minderung von Treibhausgasen und 
Feinstaub angesehen werden. In letz-
ter Minute sind sich die Europäische 
Union und China – zweit- bzw. dritt-
größter Verursacher von Treibhaus-
gasen – ihrer Verantwortung für das 
Weltklima und die Gesundheit ihrer 
Bevölkerungen bewusstgeworden. 
Was aber noch ermutigender ist: Sie 
haben in einer beispiellosen Initia-
tive gemeinsam gehandelt. 

Doch dieser Vorstoß kann nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass zwei 
bedeutende Industrienationen so 
weitermachen wie bisher: die USA 
und Großbritannien. Wenn auch 
der Versuch amerikanischer Groß-
städte begrüßenswert ist, ein Klima-
schutzprogramm nach dem Modell 
der chinesisch-europäischen Smart 
City-Initiative aufzubauen, so ist die 
Stagnation in Sachen Klimaschutz 
und Emissionsminderung in Groß-
britannien doch schockierend. Seit-
dem die Insel vor rund sechs Jahren 
der Europäischen Union den Rücken 
gekehrt hat, befindet sich Whitehall 
auch beim Klimaschutz sprichwört-
lich in „splendid isolation“. (Und hier 
schreibt Ihnen jemand, der aus die-
sem Grund die Insel verlassen hat.) 

Das Mutterland der Industrialisie-
rung und europäischer Spitzenreiter 
beim CO2-Ausstoß ergreift weiter-
hin keine wirksamen Maßnahmen 
zur Verminderung von Treibhaus-
gasen. Dabei sollten die Briten es 
besser wissen. Zur Erinnerung: Die 
erste große Smog-Katastrophe Eng-
lands fand 1952 statt und kostete 
Schätzungen zufolge bis zu 12.000 
Briten das Leben. Doch aller War-
nungen von Umweltschützern und 
Gesundheitsexperten zum Trotz, 
halten britische Regierung und In-
dustrie an fossilen Brennstoffen 
fest. Schließlich seien Kohle, Öl und 
Gas so billig wie seit Jahrzehnten 
nicht mehr. Im Übrigen könne man 
die angeschlagene Wirtschaft nicht 
noch durch hohe Investitionen in 
den Aufbau neuer Energiesysteme 
belasten. Doch was die Wirtschaft 
des Landes in den zurückliegenden 
Jahren vermeintlich schonte, belas-
tet nun zunehmend die Gesund-
heit der Menschen: Wie jedes Jahr 
hängt zu Beginn der Heizsaison 
eine bräunlich-gelbe Feinstaubglo-
cke über London. Die Krankenhäu-
ser der Stadt meldeten zuletzt einen 
sprunghaften Anstieg chronischer 
Atemwegserkrankungen.

Man kann nur hoffen, dass die bri-
tische Regierung einlenkt, bevor in 
London, Liverpool und Sheffield ähn-
lich viele Menschen ihre Gesundheit 
oder gar ihr Leben verlieren, wie in 
den 2010er Jahren in Peking. Die Na-
tionale Gesundheitsbehörde (NHS) 
schätzt, dass im vergangenen Jahr 
rund 125.00 Briten aufgrund dras-
tisch überhöhter Feinstaubwerte 
vorzeitig starben – ein Fünftel davon 
Kinder unter zehn Jahren. 

LESERBRIEF
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Friedensspiele im Nahen Osten

KURZ UND KNAPP

Kaum jemand glaubt noch an 
die Lösung des Nahost-Konflikts. 
Doch wer glaubte Anfang 1989 
an die deutsche Einheit? Es war 
Michail Gorbatschow, der den 
Unterschied machte. Welchen Im-
puls braucht es, um Bewegung in 
den Nahost-Konflikt zu bringen?

Wir möchten wissen, was Sie  
denken. Schreiben Sie uns auf:  
www.aspen-insight.de

OLYMPIA Internationales Olympisches Komitee vergibt Spiele an Israel und Palästina
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KLIMASCHUTZ  Auch auf Grönland wächst erstmals seit Jahrzehnten wieder der Eispanzer

Bonn. „Die Polschmelze ist weitge-
hend zum Stillstand gekommen.“ 
Das ist der wohl spektakulärste Be-
fund des knapp 3.200 Seiten starken 
Berichts des Weltklimarates (IPCC), 
der am Mittwoch – vier Wochen vor 
dem 31. Welt-Klimagipfel in Washing-
ton – veröffentlicht worden ist. Alle 
sechs Jahre legt der Weltklimarat im 
Auftrag des UN-Umweltprogramms 
(UNEP) und der Weltorganisation für 
Meteorologie (WMO) einen Bericht 
zum Stand der Forschung zum Kli-
mawandel vor. Diesmal haben die 
Forscher rund 13.500 wissenschaft-
liche Studien ausgewertet – mehr 
als jemals zuvor. Schon aus diesem 
Grund gelten die Erkenntnisse als 
besonders gesichert.

„Alles deutet darauf hin“, erläu-
tert Achim Steiner, der neu ernannte 
Generalsekretär des Sekretariats 
der UN-Klimarahmenkonvention  
(UNFCCC) in Bonn, „dass die jahre-
langen Anstrengungen der interna-
tionalen Staatengemeinschaft zur 
Eindämmung des Klimawandels 
endlich zu einem sichtbaren Ergeb-
nis geführt haben.“ Und das sogar 
früher als erwartet.

Die Gründe dafür sind zahlreich, 
doch eine Initiative der vergange-
nen Jahre sticht heraus. Entschei-
dend für die Trendwende war die 
europäisch-chinesische Vorreiter-
rolle beim Umbau der Verkehrs- und 
Energiesysteme. Ende der 2010er 
Jahre hatte sich die Lebensqualität 
in den Metropolen Europas und ent-
lang der Ostküste Chinas aufgrund 
steigender Emissionen dramatisch 
verschlechtert. 

„Es ist schon kurios“, erinnert sich 
der damalige Oberbürgermeister von 
Stuttgart, Fritz Kuhn, der heute im 
Hochschwarzwald lebt und der Vor-
sitzende von „Ländle lebenswert“ ist. 
„Jahrzehntelang haben wir vor den 
Folgen des Klimawandels durch den 
Ausstoß von Treibhausgasen gewarnt. 
Doch jedes Jahr wurden mehr Kohle, 

Öl und Gas verbrannt.“ Dass Gletscher 
und Polkappen so schnell abschmol-
zen „wie ein Eis am Stiel in der Som-
merhitze“, habe letztlich niemanden 
wirklich interessiert. „Menschen müs-
sen erst massenhaft krank werden 
und sogar sterben, ehe sie wirklich 
bereit sind, ihren Lebensstil zu verän-
dern.“ Kuhn weiß, wovon er spricht: 
2020, in seinem letzten Amtsjahr als 
Oberbürgermeister, starben in Stutt-
gart 4.546 Menschen vorzeitig an den 
Folgen der hohen Feinstaubbelastung 
und an Stickoxiden; deutschlandweit 
waren es fast 66.500 – zwanzigmal 
mehr als die Zahl der Verkehrstoten 
im selben Zeitraum.

Noch dramatischer entwickelte 
sich seinerzeit die Lage in den Me-
gastädten entlang der chinesischen 
Ostküste. In Peking wurden seit 
2014 regelmäßig durchschnittliche 
Feinstaub-Belastungen von über 
350 Mikrogramm pro Kubikme-
ter gemessen – das 16-fache der er-
laubten WHO-Grenzwerte. Am 23. 
Dezember 2019 wurde in der chine-
sischen Hauptstadt mit 954 Mikro-
gramm pro Kubikmeter die höchste 
jemals gemessene Feinstaubbelas-
tung erreicht. Bereits 2015 hatte der 
Pekinger Bürgermeister Wang An-
shun in aller Öffentlichkeit gesagt, 
Chinas Hauptstadt sei ungeeignet, 
um darin zu leben. Sein Statement 
rief keinerlei Widerspruch hervor. 
Heute gesteht sein Nachfolger Li 
Cheng Peng: „Wir hätten viel früher 
handeln müssen, dann hätten wir 
das Schlimmste noch verhindern 
können.“ 

Europäisch-chinesische Smart-
City-Initiative 
Im Dezember 2020 schlossen dann 
die EU-Kommission und der chine-
sische Staatsrat ein weitreichendes 
Kooperationsabkommen zur nach-
haltigen Stadt- und Verkehrssystem-
planung. Das Programm „Sustain-
able Lifestyles in Smart Cities“ (SLSC, 
Nachhaltige Lebensstile in smarten 
Städten) war nicht nur der Beginn 
einer umfassenden Forschungs-
kooperation; Brüssel und Peking 
legten auch einen milliardenschwe-
ren Fonds zum Umbau der Energie- 
und Transportsysteme auf (▸siehe 
Info-Kasten).

Seit Beginn der europäisch-chi-
nesischen Smart-City-Initiative hat 
der SLSC-Fonds mehr als 423 Mil-
liarden Euro (= 2,1 Billionen Ren-
minbi) an 1826 chinesische und 754 
europäische Gemeinden, Städte und 
sub-staatliche Gebietskörperschaf-
ten (z.B. Landkreise und Provinzen) 
ausgeschüttet, um die Umstellung 
auf nachhaltige Energie- und Ver-
kehrssysteme zu beschleunigen. 
Konkret bedeutet das die Abschal-

tung von Kohlekraftwerken zuguns-
ten von Wind- und Solaranlagen 
sowie die Stilllegung von Verbren-
nungsmotoren zugunsten von e-Mo-
bilität. Seitdem hat sich nicht nur die 
Luftqualität in den Städten Chinas 
und Europas deutlich verbessert. 
Auch der Anteil der Menschen, die 
aufgrund von überhöhter Feinstaub-
belastung vorzeitig sterben, ist deut-
lich gesunken. 

Entscheidend aber ist ein er-
wünschter „Nebeneffekt“: Im Ver-
gleich zum Jahr 2020 ist der Ausstoß 
an klimaschädlichen Treibhausga-
sen in Europa um 8,2 Prozent und 
in China um 14,7 Prozent gesunken. 
Kein Wunder also, dass der Welt-
klimarat die SLSC-Initiative in sei-
nem jetzt vorgelegten Gutachten als 
„den bedeutendsten Einzelbeitrag 
zum Schutz des Weltklimas seit dem 
Weltnachhaltigkeitsgipfel in Rio de 
Janeiro im Jahre 1992“ würdigt.

Einziger Wermutstropfen: Durch 
die massive Verringerung von Par-
tikeln in der Luft kann das Sonnen-
licht nun leichter auf die Erdober-
fläche durchdringen. Das führt zu 
einer leicht erhöhten Erderwär-
mung – im Jahresdurchschnitt um 
0,2 Grad Celsius. „Was zählt“, gibt 
sich UNFCCC-Chef Steiner jedoch op-

timistisch, „ist das Anhalten der Ab-
wärtsspirale. Den Rest bekommen 
wir auch noch in den Griff.“ So soll 
während des anstehenden Weltkli-
magipfels, der vom 10. – 21. Novem-
ber 2025 in Washington stattfinden 
wird, der Einsatz von Geo-Enginee-
ring-Methoden beschlossen wer-
den. Diskutiert werden derzeit un-
terschiedliche Optionen: Da sind 
zum einen die erdbasierten Lösun-
gen. Diese umfassen unter anderem 
massive Aufforstungsprogramme 
sowie die „Düngung“ der Weltmeere 
mit Eisenoxid zur Anregung der Al-
genbildung. Beides hat zum Ziel, 
Kohlendioxid aus der Luft dauerhaft 
in der Flora zu binden. Zum anderen 
sind Eingriffe in die Erdatmosphäre 
vorgesehen, darunter die Verringe-
rung der Sonneneinstrahlung durch 
Einbringen von Schwefeldioxid in 
die Stratosphäre sowie das Absau-
gen von Kohlendioxid aus der At-
mosphäre samt anschließender 
Deponierung.

Es bleibt abzuwarten, ob diese 
Massnahmen geeignet sind, die 
weitere Erderwärmung und das Ab-
schmelzen der Polkappen nicht nur 
zu stoppen, sondern den Trend um-
zukehren. Grund zum Optimismus 
gibt es.  

Der Fonds der europäisch-chinesischen Initiative „Nach-
haltige Lebensstile in smarten Städten“ (SLSC-Fonds) 
erhält die Hälfte seiner Gelder aus öffentlichen Mitteln, 
d.h. von Städten, Gemeinden und nationalen Haushal-
ten. Die andere Hälfte steuern die europäische und chi-
nesische Industrie bei. Auf diese Weise sind seit Auflage 
des Fonds im Januar 2020 mehr als 423 Milliarden Euro  
(= 2,1 Billionen Renminbi) zusammengekommen. 

Was den Fonds für Industrie und Kommunen glei-
chermaßen interessant macht, ist das sogenannte 
„Hasenrennen-Prinzip“. Zunächst müssen alle Unterneh-
men und Kommunen entsprechend ihres Ausstoßes an 
Treibhausgasen Anteile in den Fonds einzahlen. Jahr für 
Jahr werden die maximal zulässigen Treibhausgas-Quo-
ten gesetzlich gesenkt. Unternehmen, die mindestens 
zehn Prozent unter diesen Richtwerten bleiben, erhalten 
einen Rabatt, müssen weniger als gesetzlich vorgeschrie-
ben in den Fonds einzahlen. 

Richtig lukrativ wird es für Unternehmen aber erst, 
wenn sie am „Hasenrennen“ teilnehmen dürfen. Und 
das funktioniert so: Städte und Gemeinden, die sich am 

SLSC-Fonds beteiligen, beschreiben in einem Projektan-
trag ihr größtes Umweltproblem und stellen es auf die 
„SLSC-Plattform für nachhaltige Lösungen“ – ein on-
line-basiertes Wettbewerbsportal, auf das nur jene Un-
ternehmen Zugriff haben, die ihre Emissionsziele deut-
lich unterschritten haben. 

Nun beginnt das Hasenrennen: Innerhalb von 100 
Tagen müssen die Unternehmen ihren Lösungsvorschlag 
für das beschriebene Problem vorstellen. Erhalten sie den 
Zuschlag, beginnt die Umsetzung des Projekts, wobei 20 
Prozent der Entwicklungskosten aus dem SLSC-Fonds er-
stattet werden. Die entstehenden Anschaffungskosten 
für die auslobende Stadt oder Gemeinde werden eben-
falls mit 20 Prozent aus dem Fonds subventioniert. 

Das Verfahren ist revolutionär: Städte bekommen so 
nicht nur ganzheitliche, maßgeschneiderte Lösungen, 
sondern stets auch die innovativsten Technologien. Frü-
her war es genau umgekehrt: Städtische Kämmerer de-
finierten in ihren Ausschreibungen, was Unternehmen 
liefern sollten, ohne dass diese das Problem in vollem 
Umfang verstanden. So wurden über Jahrzehnte ver-

altete Technologien angeschafft, welche die Probleme 
allzu oft nur unzureichend lösten oder im schlimmsten 
Falle sogar unbeabsichtigte Nebenwirkungen mit sich 
brachten.

Das „Hasenrennen-Prinzip“ des SLSC-Fonds been-
dete diese Unzulänglichkeiten. Und da erprobte Lösun-
gen für vergleichbare Städte mindestens so attraktiv 
sind wie für die Vorreiter-Städte, profitieren alle da-
von: Innovative Unternehmen amortisieren rasch ihre 
Entwicklungskosten und können neue Kunden und Ge-
schäftsfelder erschließen; Nachahmer-Städte – auch 
wenn sie die vollen Anschaffungskosten zahlen müssen 
– können sofort auf tragfähige Konzepte zurückgreifen. 
So dienen öffentliche Mittel schließlich dem Fortschritt 
und der umweltverträglichen Modernisierung und nicht 
der Nachsorge. 

Nun steht das Modell Pate für andere Regionen: Die 
Afrikanische Union will es im kommenden Jahr in 30 
afrikanischen Modellstädten einführen und auch das 
US-amerikanische Städtebündnis Climate Change Action 
(CCA) hat Interesse angemeldet.

SLSC-FONDS: BESCHLEUNIGTE MODERNISIERUNG DURCH DAS „HASENRENNEN-PRINZIP“ 

Polschmelze gestoppt

Das Aspen Institut 
Deutschland dankt der 
Lotto Stiftung Berlin  
für ihre Unterstützung 
im Rahmen des Berliner  
Transatlantik Forums. 

Wir hätten viel 
früher handeln 
müssen, dann 
hätten wir das 
Schlimmste 
noch verhindern 
können.
Li Cheng Peng, Bürgermeister von Peking

Gestoppt: Abschmelzen der nordpolaren Eiskappe  
(1956 bis 2025) �

� Bilder: NASA; Szenarios 1956/2025: smr
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RÜCKBLICK  Wie der „Macron-Merkel-Plan“ die EU veränderte  
und die Menschheit zum Mars führte

Berlin. Für Demokraten und Liberale waren 
die Jahre 2016/2017 ein Schlag ins Kontor. Im 
Juni 2016 entschied sich eine knappe Mehr-
heit der Briten für den Austritt aus der Euro-
päischen Union; im Herbst desselben Jahres 
wurde der Anti-Modernist Donald Trump 
zum US-Präsidenten gewählt; und in Frank-
reich drohte bei den Präsidentschaftswahlen 
ein Sieg der rechtsradikalen Marine Le Pen. 
Doch es kam bekanntlich anders: Macron 
wurde französischer Präsident, auch in den 
Niederlanden blieb der Rechtsruck aus, und 
im Herbst verteidigte Angela Merkel ihre 
Kanzlerschaft und stellte im Dezember 2017 
ihr viertes Kabinett vor.

Auf dem Höhepunkt ihrer Macht galt sie 
vielen als „Führerin der freien Welt“ (Econo-
mist), „mächtigste Frau seit Queen Victoria“ 
(Telegraph) und als „Regisseurin Europas“ 
(Tagesspiegel). „Was Merkel aber fehlte“, erin-
nert sich ihre damalige Medienberaterin Elsa 
Christiansen, „war historischer Nimbus.“ In 
der Tat war die Frage nach ihrem politischen 
Erbe zu Beginn ihrer vierten Amtszeit noch 
immer unbeantwortet. Glaubt man dem 
damaligen Stabschef Emmanuel Macrons, 
Alexis Kohler, war es genau diese Frage, mit 
der Macron im Frühjahr 2018 auf Merkel zu-
ging, um sie von seinem Europa-Programm 
zu überzeugen. „Merkel hatte nie leiden-
schaftlich, programmatisch oder gar ideo-
logisch gehandelt, sondern immer pragma-
tisch und intuitiv“, so Kohler rückblickend. 
„Macron war ihr Alter Ego – visionär, plan-
voll, überlegt. Die beiden wussten rasch, was 
sie aneinander hatten.“

Trotz ihrer Unterschiede waren sich 
Macron und Merkel bald einig: Nicht die 
zähen Brexit-Verhandlungen sollten in Zu-
kunft die Schlagzeilen dominieren und die 
politische Energie absorbieren, sondern eine 
elektrisierende Vision für Europa. Es war vor 
allem Macron, der die Visegrád-Staaten über-
zeugte, sich der Initiative anzuschließen. In 
„Geheimgesprächen“, so erzählt es zumin-
dest Alexis Kohler, habe Macron den Zen
traleuropäern durchgestochen, dass Merkel 
bereit sei, „große Summen deutsche Steuer-
gelder in eine gemeinsame europäische Zu-
kunft zu investieren“.

Der Kompromiss: Brüssel würde Kompe-
tenzen an die Mitgliedstaaten zurückgeben, 
um den Nationalisten das Wasser abzugra-
ben. Die EU-Kommission würde künftig also 
weniger tun, dafür aber effektiver. Zugleich 
sollte sich die EU auf ausgewählte Schlüs-
sel- und Zukunftsbereiche fokussieren. Der 
„Macron-Merkel-Plan“ konzentrierte sich vor 
allem auf zwei Politikfelder: Zum einen auf 
sozial gerechtes und umweltverträgliches 
Wirtschaftswachstum durch Innovation und 
einem massiven Ausbau digitaler Infrastruk-

turen. Zum anderen auf Sicherheit und Sta-
bilität auf der Grundlage eines umfassenden 
Sicherheitskonzepts – darunter ein bis auf 
die kommunalen Ebenen reichender Migra-
tions- und Integrationsplan. Das bedeutete 
aber auch: Vertiefung der Euro-Zone und 
Aufbau eines Europäischem Währungsfonds. 
Beinahe wichtiger war jedoch der sukzessive 
Abbau der teuren und rückwärtsgewandten 
Agrar-Subventionen, wodurch die notwen-
digen Finanzmittel zur Modernisierung der 
europäischen Volkswirtschaften freigesetzt 
wurden.

Neuverhandlung der EU-Verträge
Trotz zum Teil heftigen Widerstands aus den 
eigenen Lagern, stieß der „Macron-Merkel-
Plan“ bei den übrigen 25 EU-Mitgliedsstaaten 
weithin auf Zustimmung. Es war vor allem 
Macrons und Merkels Entschlossenheit und 
Führungsstärke zu verdanken, dass die Euro-
päischen Verträge in nur zwölf Monaten neu 
verhandelt und schließlich am 9. Mai 2019 in 
Rom unterschrieben werden konnten. Nach 
der Ratifikation durch die Mitgliedstaaten 
traten sie im Januar 2020 in Kraft.

Neben innerer und äußerer Sicherheit 
lag der Schwerpunkt des nun deutlich ver-
schlankten EU-Haushaltes auf Investitionen 
in Bildung, Forschung und Entwicklung. Da-
bei stand zunächst die Gründung von High-

Tech-Parks, der Aufbau von regionalen Er-
neuerbaren-Energie-Hubs zur Durchsetzung 
der Elektro-Mobilität sowie der Ausbau eines 
europaweiten Breitband-Netzes im Vorder-
grund. „Überall in Europa schossen die Inno-
vationsparks wie Pilze aus dem Boden“, erin-
nert sich EU-Innovationskommissar Mark 
McCurious an den Beginn des Programms. 
„In Europa gibt es nun nicht nur ein Silicon 
Valley, sondern Dutzende“, so McCurious 
stolz. Nirgendwo sonst gebe es ein dichteres 
Netz aus hervorragenden Universitäten, ei-
ner vibrierenden Gründerszene und investi-
tionsfreudigen Finanziers.

Insgesamt hat der „Macron-Merkel-Plan“ 
zu einer breiten Qualifizierungsoffensive ge-
führt. Damit strafte das europäische Modell 
jene Schwarzseher Lügen, die zum Ende der 
2010er Jahre prognostizierten, digitaler Wan-
del führe bestenfalls zu „beschäftigungslo-
sem Wachstum“. 

Weil aber der „Macron-Merkel-Plan“ be-
wusst auf eine breitenwirksame Qualifizie-
rung in den Bereichen Digitalisierung, Au-
tomatisierung und künstliche Intelligenz 
setzte, begann sich die Wirtschaftsstruktur 
in Europa mit Beginn der 2020er Jahre zuse-
hends zu verändern: Weg von industriellen 
Großbetrieben hin zu dezentralen Innovati-
onsschmieden rund um kleine und mittel-
ständische High-Tech-Unternehmen.

Beide Schwerpunkte – Innovations- und 
Infrastrukturförderung auf der einen Seite, 
Fortbildung und Qualifizierung auf der 
anderen – erwiesen sich als enorm wirkungs-
volle Katalysatoren für die wirtschaftliche 
und soziale Transformation Europas. 

EU ist dynamischste Wachstumsregion 
weltweit
Im diesjährigen „World Economic Out-
look“, dem alljährlichen Ausblick des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) auf die 
Entwicklung der Weltwirtschaft, heißt es: 
„Nirgendwo sind die Wachstumsraten in 
Wirtschaft und Beschäftigung dynamischer 
und beständiger als innerhalb der Europäi-
schen Union.” Laut IWF sind allein in den 24 
Monaten zwischen Anfang 2023 und Ende 
2024 europaweit mehr als 25 Millionen neue 
Arbeitsplätze entstanden – vor allem in je-
nen Branchen, die von der Digitalisierung 
besonders profitieren: kleine und mittel-
ständische Unternehmen in den Automoti-
ve-Zuliefererindustrien, in der Energiebran-
che mit ihren lokalen und regionalen Smart 
Energy-Konzepten, im FinTech-Sektor sowie 
im e-Government. Und nicht zuletzt im Be-
reich e-Learning. Allein im öffentlichen Sek-
tor sind in den vergangenen fünf Jahren 2,2 
Millionen neue Arbeitsplätze in Europa ent-
standen, davon 346.000 in Deutschland.

Dabei sind die Einstiegsschwellen für den 
Einzelnen denkbar niedrig: Jenen, die nicht 
qualifiziert sind für den digitalen Arbeits-
markt, wird bis zu zwei Jahren ein Grund-
einkommen gewährt, sofern sie in IT-Trai-
ningsmaßnahmen einsteigen. Anders als 
in der Vergangenheit, absolvieren die Qua-
lifizierungswilligen nicht einfach Kurse aus 
einem Standardkatalog. Vielmehr sind sie 
– wie bei der traditionellen handwerklichen 
Ausbildung – fest in einen Betrieb oder eine 
Verwaltung integriert und lernen begleitend 
zu ihrem Berufsalltag. Maßgefertigt, keine 
Konfektionsware. Während die Hälfte der 

Qualifizierungskosten von den ausbilden-
den Unternehmen getragen wird, teilen sich 
die andere Hälfte die Heimatgemeinden, 
die dafür auf Mittel des EU-Fonds „Innova-
tion und digitale Modernisierung“ zugreifen 
können, sowie die Auszubildenden selbst. 
Das mindert zwar zunächst ihr Grundein-
kommen, steigert aber die Motivation. Denn 
alle Unternehmen, die in das Programm ein-
steigen, verpflichten sich zur Übernahme 
der Zöglinge nach der Fortbildung. Ein Kon-
zept, das viele Vorteile bringt: Unternehmen 
können kostengünstig und bedarfsgerecht 
neues Personal rekrutieren, Auszubildende 
erhalten Anschluss an den rapiden tech-
nologischen Wandel. Wer zudem die Dinge 
als Unternehmer selbst in die Hand neh-
men möchte, bekommt nicht nur Zugang 
zu Startkapital, sondern auch einen „digita-
len Mentor“ zur Seite gestellt – cloud-basiert 
versteht sich. 24 Stunden täglich verfügbar, 
sieben Tage die Woche.

„Wohlstand, Selbstbestimmung und 
eine lebenswerte Zukunft“ 
Diese für viele überraschende Wendung hat 
auch zu einem willkommenen Nebeneffekt 
geführt: „Während die Mehrheit der Men-
schen – quer durch die Gesellschaften – An-
fang der 2000er Jahre noch mit großer Skep-
sis, ja Ablehnung auf Globalisierung und 
Digitalisierung blickten, sehen die meisten 
darin nun die Grundlage für Wohlstand, 
Selbstbestimmung und eine lebenswerte Zu-
kunft“, heißt es im diesjährigen World Econo-
mic Outlook. Nur Russland und der arabische 
Raum hätten noch Nachholbedarf, was ange-
sichts vieler Jahrzehnte verschlafener Mo-
dernisierung nicht überrascht. „Aber auch in 
diesen Weltregionen ist der Trend eindeutig 
positiv“, weiß IWF-Präsident Václav Kafka. 

Der Erfolg des „Macron-Merkel-Plans“ hat 
dazu geführt, dass er nun auch in anderen 
Weltregionen kopiert wird – in der Golfre-
gion durch den Golf-Kooperationsrat, in Af-
rika von der Westafrikanischen Wirtschafts-
gemeinschaft, in Südamerika von Mercosur 
und in Zentralasien von der Eurasischen 
Wirtschaftsunion. 

Allmählich zeichnet sich ab, dass der freie 
Zugang zu Massendaten zum Aufbau einer 
digitalen Dienstleistungsgesellschaft und 
Cloud Economy der Schlüssel für breiten-
wirksames Wachstum und Beschäftigung 
ist. „Es war diese Trendwende“, erklärt die 
heutige UN-Generalsekretärin Merkel, „die 
dazu führte, dass die liberale Welt- und Wirt-
schaftsordnung wieder ihr ursprüngliches 
Versprechen einlösen konnte: Die Aussicht 
auf ein Leben in Wohlstand, Stabilität und 
Sicherheit für alle, die sich dieser Idee ver-
schrieben haben.“ 

Annus Mirabilis 2018 Meilensteine  
auf dem Weg 
zum Mars
Darmstadt. Nach der Bekannt-
gabe des Starttermins für die erste 
Mars-Mission veröffentlichte das in-
ternationale Raumfahrtkonsortium 
Space Quest einen Zeit- und Ablauf-
plan. Darin werden die Meilensteine 
bis zum Start am 29. OKTOBER 2029 
aufgeführt.
Dreh- und Angelpunkt der Mission 
ist das Deep Space Gateway (DSG), 
das seit zwei Jahren in einer luna-sta-
tionären Umlaufbahn in 250.000 Ki-
lometer Entfernung zur Erde im All 
stationiert ist. Im APRIL  2026 soll 
das DSG, das mit einem Gewicht 
von rund 300 Tonnen deutlich klei-
ner als die ISS-Raumstation ist, um 
ein Versorgungsmodul erweitert 
werden. Dieses Modul enthält Sau-
erstoff-, Stickstoff- und Wasserstoff-
tanks zur Frischluft- und Frischwas-
serversorgung. Zwei Monate später 
folgt ein weiteres Versorgungsmo-
dul mit Nahrungsmitteln, Medika-
menten und Ausrüstungsgegen-
ständen. Im SPÄTHERBST 2026 wird 
das DSG schließlich um ein Logis-
tik-Modul ergänzt. Dabei handelt es 
sich im Wesentlichen um die bei-
den Mars-Rover, Kommunikations-
technologie sowie Sonnensegel und 
Wasserstoffzellen zur Energieversor-
gung. Zum Schluss folgen dann im 
JANUAR 2027 das Wohnmodul sowie 
eine Luftschleuse. Zusammen bilden 
diese Module das Deep Space Trans-
port System (DSTS), das vom DSG 
abgekoppelt als wiederverwendba-
res Raumschiff die Reise zum Mars 
antreten soll. Angetrieben wird es 
durch ein vollkommen neu entwi-
ckeltes chemisches Raketentrieb-
werk und einen Ionenantrieb.

Doch bevor die Mission tatsäch-
lich Richtung Mars starten kann, 
sind aufwendige Testläufe geplant. 
Denn schon der Hinflug zu unserem 
Nachbarplaneten dauert sechs Mo-
nate; insgesamt wird die Mission 23 
Monate in Anspruch nehmen. Zu-
nächst wird das DSTS in einem sechs-
monatigen Testlauf unbemannt auf 
seine Leistungsfähigkeit überprüft. 
Dazu wird es vom Deep Space Gate-
way abgekoppelt und in eine stabile 
Mondumlaufbahn geschickt. Es exis-
tiert also fortan als autonome Raum-
basis. Dabei wird auch das Lande-
manöver des Ares-Landers getestet 
sowie sein Relaunch zur DSTS.

ENDE 2028 werden die Daten die-
ser Vor-Mission ausgewertet sein. Erst 
danach erfolgt ein erster bemannter 
Testflug, bei dem die Mannschaft um 
Kommandant Ming ein ganzes Jahr 
in der Station verbringen wird, um 
Material und Besatzung unter rea-
listischen Missionsbedingungen auf 
den eigentlichen Flug vorzubereiten. 
Verläuft diese Testmission erfolg-
reich, werden DSG und DSTS mit fri-
schem Treibstoff und Vorräten aus-
gestattet, um am 29. OKTOBER 2029 
zum Roten Planeten aufzubrechen. 

Verläuft alles nach Plan, tritt 
Ares-7 am 2. MAI 2030 in eine Mars-
Umlaufbahn ein. Die Landung er-
folgt dann – je nach Wetterbedin-
gungen im Landegebiet – zwei bis 
drei Tage später. Nach einem knapp 
zweimonatigen Forschungsaufent-
halt wird die Crew ENDE JUNI 2030 
dann die Heimreise antreten. Das 
Wieder-Andock-Manöver an das 
Deep Space Gateway ist kurz vor 
Weihnachten vorgesehen. Dort wird 
die Crew schließlich von einer So-
jus-Kapsel abgeholt und auf die Erde 
zurückgebracht. 

Der Touch-down in der kasachi-
schen Steppe ist unmittelbar vor 
WEIHNACHTEN 2030 geplant. Aller-
dings werden die Astronauten die 
Feiertage nicht mit ihren Familien 
verbringen können. Sie müssen min-
destens zehn Tage in Quarantäne 
verbringen um auszuschließen, dass 
sie vom Mars keine tödlichen Keime 
mitgebracht haben. Danach beginnt 
eine mehrjährige Phase zur Auswer-
tung der Missionsdaten. Ziel ist, dau-
erhafte menschliche Siedlungen auf 
dem Mars zu ermöglichen.

In Europa gibt  
es nun nicht  
nur ein Silicon 
Valley, sondern 
Dutzende.
EU-Kommissar Mark McCurious

erwartete 
Flugbahn  

Erde beim Start

Mars beim Start

Mars bei der Landung

Start 
der ersten bemannten Mars-Mission
29. Oktober 2029, 22:53 Uhr

Forschungsaufenthalt 
bis Ende Juni 2030

Umlaufzeit
55 Stunden

Reisegeschwindigkeit 
126.000km/h

Die Entfernung der Erde 
zum Mars 
600 Mio. Kilometer

Eintritt von Ares-7 
in die Marsumlau�ahn
2. Mai 2030

Signalverzögerung
13–20 Minuten

Erde bei der Landung

Die erste bemannte Mars-Mission wird rund 14 Monate dauern�
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INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT  Vierköpfige Ares-7-Crew startet am 29. Oktober 2029 zum Roten Planeten

Darmstadt. Das halbstaatliche, internatio-
nale Raumfahrtkonsortium „Space Quest“ 
hat den Termin für die erste bemannte 
Marsmission bekanntgegeben: Am 29. Ok-
tober 2029 um 22:53 Uhr mitteleuropäischer 
Sommerzeit startet eine 4-köpfige Crew 
vom Deep Space Gateway (DSG) in Richtung 
Mars. Die Raumstation Deep Space Gateway 
umkreist seit 2023 den Mond und ist nicht 
dauerhaft bemannt. Sie dient bisher den 
Kassiopeia-Mond-Missionen als temporäre 
Start- und Versorgungsplattform. Dieselbe 
Funktion übernimmt die DSG-Raumstation 
nun auch für die anstehende Mars-Mission. 
Dafür wird sie bis 2027 um Versorgungs- und 
Logistik-Module erweitert (▸siehe nebenste-
henden Bericht).

„Natürlich haben wir bis dahin noch einen 
langen Weg vor uns“, räumt Space Quest-Di-
rektor James Shikani ein. „Aber nach Ab-
schluss der ersten Kassiopeia-Mond-Mis-
sionen haben wir den Löwenanteil der 
technischen Hürden genommen.“

Die Mars-Mission trägt den Namen „Ares-
7“ und steht unter dem Kommando des chi-
nesischen Kosmonauten Shu Ming. Neben 
Ming gehören dem Ares-Team die Ameri-
kanerin Amanda Sloan (37), der Russe Igor 
Timofejev (41) sowie der Franzose Louis Bar-
bier (35) an. Der 43-jährige Ming gilt als der 
derzeit erfahrenste Weltraumfahrer. Seinen 
ersten Flug zur chinesischen Raumfahrtsta-
tion Tiangong-2 trat er im Oktober 2016 an. 
Seitdem hat er fünf weitere Missionen absol-
viert, zuletzt eine Mondlandung im Rahmen 
des Kassiopeia-Programms. Das ebenfalls 
vom internationalen Raumfahrtkonsortium 
„Space Quest“ initiierte Mondlande-Pro-
gramm dient in erster Linie dem Training 
von Start- und Landemanövern, wie sie auch 
für die Ares-Mission vorgesehen sind. 

Seit dem amerikanischen Apollo-Pro-
gramm galt eine bemannte Mars-Landung 

als technisch machbar. Nun, da ein Start-
termin feststeht, rückt dieser Mensch-
heitstraum in greifbare Nähe. Seit den 
1960er Jahren wurden knapp ein Dutzend 
Raumfahrt-Programme aufgelegt, um eine 
bemannte Mars-Mission zu realisieren – in 
den USA, Russland, China und der Europäi-
schen Union. Alle scheiterten – entweder an 
den Kosten oder wechselnden politischen 
Prioritäten. Als die amerikanische Raum-
fahrtbehörde NASA im Sommer 2011 über-
raschend das Space-Shuttle-Programm ein-
stellte, und die EU aufgrund ihrer inneren 
Krise weder die nötigen Mittel noch den po-
litischen Willen für ein Mars-Programm auf-
bringen konnte, schien dieser Traum – zu-
mindest für diese Generation – ausgeträumt.

Ein Menschheitstraum rückt in 
greifbare Nähe 
Doch Space Quest-Direktor Shikani hat einen 
anderen Blick auf die Dinge: „Die Mars-Pro-
gramme der Vergangenheit sind nicht an fi-
nanziellen Engpässen gescheitert“, beharrt 
er, „sondern an einem Mangel an visionärer 
Führung.“ Das sei diesmal anders, denn das 
Ares-Programm erfreue sich der nötigen po-
litischen Unterstützung. 

Das Programm geht auf eine Initiative 
des französischen Staatspräsidenten Emma-
nuel Macron und der ehemaligen deutschen 
Kanzlerin und heutigen UN-Generalsekre-
tärin Angela Merkel zurück. „Technische In-
novationen verpuffen, wenn sie nicht durch 
eine gesellschaftliche Vision getragen wer-
den“, erklärt Shikani ein wenig pathetisch. 

Es war der junge und ehrgeizige Macron, 
der im Frühjahr 2018 auf die ewige Kanzlerin 
zuging und ihr die Neuverhandlung der Eu-
ropäischen Verträge samt Gründung einer 
„Europäischen Agentur für Innovation und 
Digitalisierung“ (EU-AID) vorschlug. Dass 
dieser politische Vorstoß in einem inter-
nationalen Programm zur interplanetaren 
Raumfahrt münden würde, war damals noch 
nicht abzusehen. Vielmehr ging es Macron 
zunächst um die Modernisierung der indus
triellen Basis Europas.

Mars-Mission als politischer  
Marketing-Coup
„Macron wusste genau, was er zu tun hatte, 
um den Deutschen den Umbau der EU 
schmackhaft zu machen und sie durch zähe 
Überzeugungsarbeit zum Zahlen zu bewe-
gen“, erinnert sich der damalige EU-Kom-
missionspräsident, Jean-Claude Juncker. 
„Weder die politischen Eliten in Berlin noch 
die Mächtigen der Industrie im Land konn-
ten sich letztlich der Vision einer dauerhaft 
wettbewerbsfähigen deutschen Industrie 
entziehen“, so Juncker. 

Ursprünglicher Kern des „Macron-Mer-
kel-Plans“ war ein massives Investitions- und 
Qualifizierungsprogramm zum Umbau der 
europäischen Volkswirtschaften zu „Cloud 
Economies“. Erst als der Plan zu versanden 

und an den Partikularinteressen alter Eliten 
sowie Protesten von Modernisierungsverlie-
rern zu scheitern drohte, sei die Idee einer 
weltweit koordinierten Mars-Mission gebo-
ren worden. „Ein Marketing-Coup, der von 
der IT-Industrie und politischen Spin-Doc-
tors ausgeheckt wurde, um die Zauderer auf 
Linie zu bringen“, erzählt Juncker. „Es musste 
schon etwas ganz Großes sein; etwas, was die 
Menschen über alle Kulturkreise hinweg ins-
pirieren und vom alltäglichen Gezänk ablen-
ken würde“, so der heute 71-jährige Luxem-
burger. „Was hätte man sich Aufregenderes 
vorstellen können, als eine internationale 
Mission zum Mars?“ Die Idee lag auch des-
halb nahe, weil auf weitreichende Vorarbei-
ten in Nord-Amerika, Asien und Europa zu-
rückgegriffen werden konnte.

Der Urheber dieser Idee ist übrigens ein 
Amerikaner: Alec Ross. Ross war während 
der ersten Obama-Administration Senior-
Berater für Innovation im US-Außenminis-
terium. Er hatte die Kampagne „21st Century 
Statecraft“ geleitet und so amerikanische 
Außenpolitik für Soziale Medien und „Digi-
tale Diplomatie“ geöffnet. 2013 verließ er die 
Regierung, um sein Buch „The Industries of 
the Future“ (Zukunftsindustrien) zu schrei-
ben – ein New York Times-Besteller, der in 
18 Sprachen übersetzt wurde. Im Herbst 
2018 wurde Ross zum Gouverneur seines 
Heimatstaates Maryland gewählt. Als Em-
manuel Macron kurz darauf Washington 
und Baltimore besuchte, trafen sich die bei-
den Männer zum ersten Mal. Der Rest ist 
Geschichte.

Das Deep Space Gateway – Zwischenhalt auf dem Weg zum Mars

Die Ares-7-Raumkapsel beim Eintritt in die Mars-Atmosphäre (Simulation)

Ares-7 mit Booster auf dem Weg vom Deep Space Gateway zum Mars

Das internationale Raumfahrtkonsortium „Space Quest“ will den Mars systematisch kolonialisieren� Bild: NASA/JPL-Caltech; weitere Motive: NASA

Wir haben den 
Löwenanteil 
der technischen 
Hürden 
genommen.
James Shikani, Direktor von „Space Quest“

Bemannte Mars-Mission 2029

Die Ares-7-Raumkapsel bietet Platz für vier Astronauten�
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Genf. Drei Jahre nach seiner Gründung im 
Oktober 2022 zog der „Globale Pakt gegen 
Terrorismus“ (Global Compact Against Ter-
rorism, GCAT) diese Woche eine positive 
Zwischenbilanz. „Erstmals seit den Cyber-At-
tacken auf Atommeiler im Dezember 2021 
vor fast vier Jahren ist die Welt wieder ein 
sichererer Ort“, erklärte GCAT-Generalsekre-
tär Kuno Rütli im Genfer Völkerbundpalast 
gegenüber mehr als 1500 Diplomaten und 
Medienvertretern aus 203 Staaten. „Niemals 
zuvor ist die Staatengemeinschaft so ent-
schlossen gegen Terrorismus, organisierte 
Kriminalität und Menschenhandel vorge-
gangen wie seit Gründung des Globalen 
Pakts.“ Rütli zeigte sich sichtlich zufrieden. 

Dabei hatte nicht der konzertierte Cy-
ber-Angriff auf Atommeiler in fünf Län-
dern den Ausschlag für die Gründung des 
GCAT gegeben, sondern das Anthrax-Atten-
tat im Juli 2020 auf die Olympischen Som-
merspiele in Tokio. Damals waren 254 Men-
schen getötet worden; mehrere Hundert 
trugen bleibende Gesundheitsschäden da-
von. Die Spiele waren seinerzeit vorzeitig 
abgebrochen worden. Bis die Täter und ihre 
Hintermänner identifiziert und festgenom-
men werden konnten, war der internationale 
Luftverkehr über Wochen fast zum Erliegen 
gekommen – mit gravierenden wirtschaftli-
chen Folgen. 

Seit seiner Gründung sind unter dem 
Dach des GCAT eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen worden, um effektiv gegen Ter-
rorismus und unerlaubten Handel – Sam-
melbegriff für organisierte Kriminalität, 
Geldwäsche, Menschen- und Waffenhan-
del – vorgehen zu können. Vorausgegan-
gen war jedoch eine mehr als zweijährige  
Auseinandersetzung um eine länderüber-
greifende Terrorismus-Definition. Wer gilt 
als Terrorist, wer als Freiheitskämpfer oder 
Bürgerrechtler? An einer ähnlichen De-
batte waren in den 2000er Jahren schon die 
UN-Menschenrechtskommission wie auch 
ihre Nachfolgeorganisation, der UN-Men-
schenrechtsrat gescheitert. 

„Diese politisch und emotional hoch auf-
geladene Debatte hätte beinahe auch die 

Gründung des GCAT verhindert“, erinnert 
sich der ehemalige UN-Generalsekretär Kofi 
Annan (87). Unter seiner Vermittlung ge-
lang im Sommer 2023 schließlich der Durch-
bruch. Annans Strategie war so simpel wie 
genial: Nicht über die Terrorismus-Defini-
tion sollten die Gründungsmitglieder Ei-
nigkeit erzielen, sondern über ihre langfris-
tigen Ziele. „Man könnte sagen“, räsoniert 
metaphorisch ein hochrangiger französi-
scher Diplomat, der damals an den Konsul-
tationen teilnahm: „Annan wechselte ein-
fach die Sportart. Er forderte uns auf, nicht 
länger Schach zu spielen, sondern auf eine 
inspirierende Ballonfahrt zu gehen. Das hat 
den ganzen Unterschied gemacht.“ Seitdem 
arbeitet der GCAT „im Geiste der UN-Charta 
sowie der Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung“. Er hat rein koordinierende Funk-
tionen; so steht es bis heute in der Präambel 
seines Gründungstexts.

GCAT: Club der Willigen und Fähigen
Eine bislang einmalige internationale Ar-
beitsteilung ist die Folge: Während die 
Durchsetzung polizeilicher und militärischer 
Maßnahmen den regionalen Sicherheits-
organisationen wie z.B. der Afrikanischen 
Union, der Shanghaier Sicherheitskoope-
ration, dem Golf-Kooperationsrat oder der 
NATO obliegt, beschränkt sich der GCAT auf 
die Koordination der geheimdienstlichen 
Zusammenarbeit sowie die Entwicklung und 
Durchführung von Präventions-, Amnestie- 
und Wiedereingliederungsprogrammen für 
ehemalige Terroristen.

„Hilfreich war damals auch“, erinnert 
sich GCAT-Generalsekretär Rütli, „dass der 
GCAT keine UN-Organisation werden sollte, 
die Einstimmigkeit bei allen Entscheidun-
gen verlangt, sondern ein Club der Willigen 
und Fähigen.“ Zwar wandten sich damals 
zunächst einige Staaten von der Grün-
dungsidee ab, darunter Russland, die USA 
und China. Als aber klar wurde, dass so-
wohl die Europäische wie die Afrikanische 
Union, Mercosur (Gemeinsamer Markt 
Südamerikas), die Arabische Liga und auch 
der Golf-Kooperationsrat hinter dem Vor-

schlag Annans standen, begannen Moskau, 
Washington und Peking, ihre Positionen zu 
überdenken. Mit allen drei Regierungen wur-
den im vergangenen Jahr erneut Gespräche 
aufgenommen. Die Aussichten auf eine bal-
dige Erweiterung des GCAT um diese Staaten 
„seien durchaus gut“, hieß es am Rande der 
Genfer Feierlichkeiten.

Jüngstes Mitglied des Pakts ist indes die 
Demokratische Republik Iran. Nach dem 
friedlichen Umbruch des Landes vor knapp 
zwei Jahren hatte Irans Präsident Kian Far-
hadian die Mitgliedschaft seines Landes im 
GCAT angekündigt. Nun unterzeichnete er 
in Genf den Aufnahmeantrag. „Mehr als 40 
Jahre lang gingen von unserem Boden Tod 
und Terror aus“, so Farhadian, nachdem er 
die Beitrittsurkunde paraphiert hatte. „Das 
wird nun ein Ende haben“, versicherte er mit 
fester Stimme. Das schulde man auch dem 
eigenen Volk. Die Zustimmung der GCAT-Ge-
neralversammlung zur Aufnahme Irans gilt 
ebenso als Formsache wie die Ratifizierung 
durch das Parlament in Teheran. Damit sind 
nun bald 173 Staaten und autonome Entitä-
ten Mitglieder des GCAT. 

Mehr als 40 Jahre 
gingen von 
iranischem Boden 
Tod und Terror 
aus. Das wird nun 
ein Ende haben. 
Kian Farhadian, iranischer Staatspräsident 

„Die Welt ist wieder ein  
sichererer Ort“

TERRORISMUSBEKÄMPFUNG  Globaler Pakt gegen Terrorismus zieht positive Zwischenbilanz

Illustration: Jennifer Wagner, Berlin

KOMMENTAR

Anti-Terrorkampf 
beginnt zu Hause

von Seda Tütünci, Integrationsbeauftragte der Bundesregierung

ass nun auch der Iran dem Globalen 
Pakt gegen Terrorismus (GCAT) bei-
getreten ist, macht die Welt wieder 
ein Stück sicherer. Nach Jahren der 
Hilflosigkeit scheint die Staatenge-
meinschaft ein Rezept gefunden zu 
haben, um im Kampf gegen den Ter-
rorismus die Oberhand zu gewinnen. 

Am Ende waren es die vom Terro-
rismus besonders gebeutelten Euro-
päer, die den Anstoß zur Gründung 
des GCAT gegeben hatten. Erinnern 
wir uns: Das Schengen-Abkommen 
erlaubte Terroristen, sich frei und 
unbehelligt auf dem europäischen 
Kontinent zu bewegen. Heute Brüs-
sel, morgen Paris, tags darauf Berlin 
oder Wien: Während die nationalen 
Geheimdienste und Polizeibehör-
den unkoordiniert nebeneinander 
her ermittelten, tauschten lose mit-
einander verbundene Terrorzellen 
munter Waffen, Munition, Ausbilder 
und Know-how aus. Stets waren die 
Terroristen den Sicherheitsbehörden 
mindestens einen Schritt voraus. 

Als Ende der 2010er Jahre schwere 
Anschläge Nizza, Cannes, Marseille 
und Paris erschütterten, schleuste 
der französische Geheimdienst meh-
rere Maulwürfe in die bei Salafisten 
und Dschihadisten beliebten Mes-
senger-Dienste Telegram und Signal 
ein. Durch den Zugriff auf die Kom-
munikationskanäle und Netzwerk-
strukturen von Terrorzellen konnten 
die europäischen Sicherheitsbehör-
den fortan Identitäten, Aufenthalts-
orte und Anschlagspläne aufdecken. 
Viel zu lange hatten europäische 
Sicherheitsbehörden diese Chat-
Dienste ignoriert; Hunderte muss-
ten deshalb ihr Leben lassen. Erst die 
Gründung des „Europäischen Zent-
rums zur Terrorismusbekämpfung 
und Spionageabwehr“ im Juni 2023 
kehrte dieses endlose „Hase-und-
Igel-Rennen“ endgültig um – seit-
dem befindet sich der Terrorismus 
auf dem Rückzug.

Doch die Bündelung europäischer 
Sicherheitsbehörden mit einem ro-
busten Mandat unter europäischem 
Recht ist nur ein Teil dieser Erfolgs-
geschichte. Wesentlicher war viel-
mehr die Auflage des EU-weiten „Ak-
tionsplans gegen den Terror“. Dieser 
Aktionsplan, der vom Europäischen 
Rat unmittelbar nach Gründung des 
Europäischen Zentrums zur Terroris-
musbekämpfung und Spionageab-
wehr auf den Weg gebracht worden 
war, zielt darauf ab, dem Terrorismus 
in Europa den Nährboden zu entzie-
hen und seine Finanzquellen aus-
zutrocknen. Dabei steht nicht das 
Phänomen „Terrorismus“ im Vor-
dergrund, sondern die Bekämpfung 
seiner Ursachen. 

Was auf den ersten Blick wie de-
finitorische Haarspalterei aussieht, 
macht den ganzen Unterschied: 
Denn erstmals seit Aufkommen des 
internationalen Terrorismus in den 
1970er Jahren erkennt die Staaten-
gemeinschaft offiziell an, dass Men-
schen nicht als Terroristen geboren 
werden. Vielmehr sind sie das Pro-
dukt einer Mischung aus wirtschaft-
licher und sozialer Benachteiligung, 

Perspektivlosigkeit, Diskriminie-
rung und Alltagsrassismus sowie 
ungelösten Identitätsfragen. Über 
Jahrzehnte haben wir die Augen vor 
den strukturellen Problemen von 
Jugendlichen – meist Kindern aus 
Migrantenfamilien der zweiten oder 
dritten Generation – in unseren Vor-
städten verschlossen. 

Auf die wiederkehrenden, erupti-
onsartigen Ausbrüche von Gewalt, 
wie in den Pariser Trabantenstäd-
ten, folgten vor allem politische Lip-
penbekenntnisse. Verschwanden 
die Ereignisse von den Titelseiten, 
erschlaffte auch die gesellschafts-
politische Debatte und allgemeine 
Ratlosigkeit machte sich breit. Doch 
in dem Maße, in dem Staat und Ge-
sellschaft das Schicksal dieser Men-
schen ignorierte, wandten sich ih-
nen die Salafisten zu. Sie predigten 
die Abkehr von jener Gesellschaft, 
welche die Jugendlichen allein ließ, 
heuchelten Gemeinschaft im Na-
men von Allah – und fanden in ih-
nen willige Vollstrecker ihrer radika-
len Weltanschauung. 

Auch wenn es noch Jahre dau-
ern wird, bis wir die Versäumnisse 
der Vergangenheit wettgemacht ha-
ben werden: Es ist Licht am Ende 
des Tunnels. Im Rahmen des „Ak-
tionsplans gegen den Terror“ sind 
zum einen strenge Vorgaben für die 
Entsendung von Imamen und de-
ren Ausbildung sowie für die Offen-
legung und Kontrolle von Finanz-
quellen verabschiedet worden. Zum 
anderen konzentriert sich ein gan-
zer Katalog von Maßnahmen auf die 
EU-weite Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit – unter anderem mit-
hilfe einer Ausbildungsoffensive, die 
neben Fortbildungsprogrammen 
auch innereuropäische Freizügig-
keit während der Ausbildungsphase 
gewährt. 

Mit Mitteln des „Europäischen 
Fonds für Digitale Entwicklung und 
Innovation“ wurden in mehr als 540 
europäischen Städten Präventions- 
und De-Radikalisierungsprogramme 
aufgelegt – auch in Jugendgefäng-
nissen, die bislang als „Keimzelle 
des Dschihadismus“ galten. Mit Er-
folg: Fälle, wie die des Mohammed 
Merah, der kurz nach Verbüßen sei-
ner Haftstrafe 2012 in Toulouse und 
Montauban einen Soldaten sowie 
eine jüdische Familie kaltblütig er-
mordete, sind seither nicht mehr 
aufgetreten. 

Kurzum: Der Anti-Terror Kampf 
beginnt zuhause, und das heißt vor 
allem: weitsichtige Prävention. Zwar 
greift auch der Globale Pakt gegen 
den Terrorismus (GCAT) auf solche 
Ansätze zurück, aber noch immer 
verlässt er sich vor allem auf tradi-
tionelle polizeiliche und militäri-
sche Terrorismusbekämpfung. Eu-
ropas neue Strategie wird zeigen, wie 
eine effektive Terrorismus-Bekämp-
fung aussehen kann. Der Erfolg oder 
Misserfolg dieses Modells wird auch 
darüber entscheiden, in welche Rich-
tung sich der GCAT entwickelt und 
ob es gelingt, die Handlungsmuster 
des 20. Jahrhunderts zu überwinden. 

D
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INTERNATIONALE ORDNUNG   Pence: „Wir müssen ein neues internationales Modell entwickeln.“ 

Auch in anderen Weltregionen hat die Atom-
katastrophe vom Dezember 2021 zu einer en-
geren regionalen Zusammenarbeit geführt 
– wenn auch auf Kosten einer Schwächung 
der Vereinten Nationen. „Wenn wir eines aus 
den Dezember-Attentaten gelernt haben“, er-
klärte denn auch Chinas Staatspräsident Xi 
Jinping während des 13. Nationalen Volkskon-
gresses der Kommunistischen Partei Chinas 
im Februar 2023, „dann, dass wir eine größt-
mögliche Überlappung regionaler Koopera-
tions- und Bündnisstrukturen brauchen.“ 

Neben der Euro-Mediterranen Union 
(EMU) ist die Asiatische Kooperationsge-
meinschaft (ACC) die am weitesten entwi-

ckelte Regionalstruktur innerhalb der „Ho-
nigwaben-Ordnung“ – auch deshalb, weil sie 
auf zahlreiche Vorgängerorganisationen wie 
die Shanghaier Organisation für Zusammen-
arbeit (SOZ), die Asiatische Infrastruktur- und 
Investitionsbank (AIIB), die Initiative zum 
Aufbau einer „Neuen Seidenstraße („One 
Belt – One Road) sowie auf Vorarbeiten zur 
transpazifischen Handelspartnerschaft (TPP) 
zurückgreifen konnte. „Als nächstes streben 
wir eine engere Verknüpfung mit der Eurasi-
schen Wirtschaftsunion im Bereich künstli-
che Intelligenz an“, kündige Xi in Peking an. 
China werde im Übrigen immer dann nach 
Kooperationen suchen, so Xi, „wenn Sicher-

heit, Wohlstand und Stabilität für das chine-
sische Volk weiter gestärkt werden können.“ 
Damit weiß er sich mit US-Präsident Mike 
Pence auf einer Linie.

Pence, am Rande der diesjährigen 
UN-Vollversammlung nach der Zukunft der 
Vereinten Nationen befragt, gab eine sybil-
linische Antwort: „Wissen Sie“, sagte er, „ich 
bin ein großer Bewunderer des amerikani-
schen Architekten Buckminster Fuller. Der 
sagte einmal: ‚Man ändert die Dinge niemals, 
indem man gegen die existierende Ordnung 
ankämpft. Um etwas zu ändern, muss man 
ein neues Modell entwickeln, das das alte 
hinfällig macht‘.“

Von der Fluchtkatastrophe zur Migrationsdividende 
Berlin. Als vor zehn Jahren gewaltige Flücht-
lingsströme Europa erreichten, löste dies 
eine heftige Debatte über eine „drohende 
Migrationskrise“ aus. Doch was seinerzeit 
von der EU-Kommission als „Hauptbedro-
hung globaler Stabilität“ eingestuft wurde, 
ist heute Grundlage internationaler Zusam-
menarbeit. Ein Fall, der Modell für andere 
globale Herausforderungen stehen könnte. 
Schon deshalb lohnt es, den Hergang zu 
rekonstruieren. 

Traumatisiert vom fortdauernden Syri-
en-Konflikt mit seinen gewaltigen regionalen 
Auswirkungen, herausgefordert durch einen 
demografischen Trend, der von Kommen-
tatoren als „demographische Zeitbombe” 
beschrieben wurde, forderte der damalige 
UN-Generalsekretär António Guterres im 
März 2019, effektivere Lösungen für die glo-
bale Migrationskrise zu suchen. „Migration 
ist ein Phänomen, das bleibt“, sagte Guter-
res auf dem Globalen Migrationsgipfel im 
Frühjahr 2020 in Mumbai. „Deshalb ist es 
besser, wenn wir dem Problem so begegnen, 
dass alle Länder und Gesellschaften davon 
profitieren.“ Trotz unterschiedlicher Interes-
sen, kultureller Prägungen und historischer 
Erfahrungen beschloss die UN-Generalver-
sammlung im September 2020, konsequent 
die Ursachen globaler Migration anzugehen.

Guterres Nachfolgerin, UN-Generalsekre-
tärin Angela Merkel, erinnert sich: „Allen war 
klar: Wenn wir Krieg, Gewalt und Kriminali-
tät, also die Ursachen für Flucht und Migra-
tion, effektiv bekämpfen wollen, dann müs-
sen wir unsere Anstrengungen verdoppeln.“ 

Zu dieser Zeit zählte das UN-Flüchtlingshilfs-
werk mehr als 100 Millionen Heimatlose.

Ein Anfang gelang mit der Befriedung Sy-
riens und des Irak im Sommer 2020. Damit 
konnte nicht nur der Migrationsdruck auf 
die Nachbarländer vermindert werden; mit 
einem großangelegten Wiederaufbau-Pro-
gramm unter der gemeinsamen Federfüh-
rung von Europäischer Union und Arabi-
scher Liga wurden auch die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass Flüchtlinge in ihre 
Heimat zurückkehren konnten.

Ein wichtiger Meilenstein war auch die 
Beilegung des langjährigen Konflikts zwi-
schen Äthiopien und Eritrea sowie die 

Zurückdrängung der radikal-islamischen 
al-Shabaab-Milizen in Somalia. Dank der 
Vermittlung des sudanesisch-britischen Un-
ternehmers Mohammed Ibrahim wurde er-
reicht, dass die Zwangsrekrutierungen zum 
Militär eingestellt wurden – für junge Män-
ner aus diesen Ländern ein Hauptmotiv, ins 
Ausland zu flüchten. 

Auch in Mittelamerika spürte man den 
Wind der Veränderung. Zu Beginn der 2020er 
Jahre wurde Schritt für Schritt die Resolution 
3045 des UN-Sicherheitsrates durchgesetzt. 
Sie sieht eine Legalisierung von Drogen und 
Rauschmitteln vor, um auf diese Weise die 
Macht der Drogenkartelle zu brechen – ein 
Vorstoß, der untrennbar mit dem ehemali-
gen Präsidenten Kolumbiens, Juan Manuel 
Santos, verbunden bleiben wird. Dank seiner 
Initiative fanden die Drogenkriege ein Ende 
und auch die Beschaffungskriminalität in 
der Region ging erheblich zurück. Beides war 
in den 2010er Jahren die Hauptursache für 
die Abwanderung aus der Region in die USA. 

Und schließlich trugen die „Freunde 
des Freien und Fairen Handels“ (3FT) – eine 
Gruppe exportorientierter Länder, multina-
tionaler Konzerne und liberaler Denkfabri-
ken – wesentlich dazu bei, dass wichtige Han-
delsabkommen neu verhandelt wurden, um 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für Länder 
des globalen Südens zu schaffen. 

„Es war völlig klar“, sagte der 3FT-Vorsit-
zende Jack Ma einmal in einem Interview, 
„dass wir nicht weit kommen würden, wenn 
wir die überkommene globale Handels-
struktur des 20. Jahrhunderts nicht radikal 
verändern würden. Ironischerweise“, fügte 
er hinzu, „hat das Entstehen neuer Zentren 
politischer und ökonomischer Macht in Süd-
amerika, Asien und Afrika unser Vorhaben 
viel einfacher gemacht. “ 

Was heute oftmals als „Honey Cone“-Ord-
nung beschrieben wird – also das Geflecht 
aus mehr oder weniger losen Zweckbündnis-

sen, die sich wie Honigwaben zu einer flexib-
len, an Sachfragen und gemeinsamen Inter-
essen orientierten Weltordnung fügen – geht 
im Kern auf die mutigen Initiativen Guterres’ 
und Mas zurück. 

All diese Initiativen verfolgten dieselben 
Ziele: die Reduzierung globaler Ungleich-
heit, die Eröffnung neuer Perspektiven für 
lokale Bevölkerungen und die Schaffung 
von Arbeitsplätzen – vor allem für Jugendli-
che. „Ohne die unermüdlichen Anstrengun-
gen des ehemaligen UNDP-Direktors Achim 
Steiner wären wir nicht dort, wo wir heute 
stehen“, erinnert sich UN-Generalsekretärin 
Merkel. Steiner war von 2017 bis 2024 Leiter 
des UN-Entwicklungsprogramms (UNDP) 
und einer der stärksten Befürworter der Ab-
schaffung der klassischen Entwicklungshilfe. 
Stattdessen warb er für mehr Krisenpräven-
tion und den Aufbau eines umfassenden 
Systems „menschlicher Sicherheit“, das ne-
ben dem Recht auf Frieden, Sicherheit und 
körperlicher Unversehrtheit auch Grund-
rechte wie Bildung, Gesundheit und Selbst-
bestimmung enthält. Das Konzept war be-
reits 2017 von UNO und Weltbank entworfen 
worden. 

Ein weiterer Durchbruch gelang durch 
die Neustrukturierung des Internets nach 
den Cyber-Attacken auf Atomkraftwerke im 
Dezember 2021. Die im Juni 2022 gegrün-
dete Global Association of Internet Provi-
ders (GAIP) sorgte nicht nur für dezentrale, 
sichere Netze. Seit Anfang dieses Jahres stellt 
die GAIP auch weltweit freien Zugang zum 
Worldwideweb sicher. In Asien und Afrika 

hat dies zu einer massiven Ankurbelung der 
lokalen Produktion, der Gründung zahlloser 
Startups und intelligenten Logistik-Lösun-
gen mit Drohnen-Diensten geführt. Mehr 
noch: In dem Maße, wie Business-Initiati-
ven in Asien und Afrika zunahmen, sanken 
die Anreize abzuwandern und ein besseres 
Leben anderswo zu suchen. 

„Technologische Neuerungen können 
nützliche Vehikel sein, um Brain Drain – also 
die Abwanderung gut ausgebildeter Men-
schen – zu verringern“, weiß auch Rainer 
Klangholz, Direktor des „Globalen Fonds für 
Migration und Entwicklung“ (GFMD). Der 
Fonds erhält unter anderem Zuwendungen 
der Asiatischen Infrastruktur- und Invest-
ment Bank (AIIB), der Bill und Melinda Gates  
Stiftung sowie der Angela Merkel Stiftung 
für Offene Grenzen. Er widmet sich der Ver-
besserung von Bildungschancen und un-
terhält Austauschprogramme für digitales 
Lernen sowie Serviceeinrichtungen in einer 
Vielzahl von Transitländern. 

„Auch wenn es fast ein Jahrzehnt gedau-
ert hat“, so Merkel, „am Ende hat die Welt-
gemeinschaft doch bewiesen, dass sie fähig 
ist, gemeinsame Herausforderungen wie 
Flucht und Migration auch gemeinsam an-
zugehen. Während vor zehn Jahren alle von 
einer Fluchtkatastrophe gesprochen haben, 
reden heute alle von einer Migrationsdivi-
dende. Am wichtigsten aber ist“, ergänzt sie 
sichtlich zufrieden, „dass wir endlich den un-
trennbaren Zusammenhang von wirtschaft-
lichem Wohlergehen, menschlicher Sicher-
heit und Migration verstanden haben. “

▸ FORTSETZUNG VON SEITE 1 Neue Kooperations-  
und Bündnisstrukturen

Migration ist 
ein Phänomen, 
das bleibt.
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Die Honigwabenordnung
Das seit 80 Jahren bestehende UN-System 
geht zusehends über in eine lose Netz
werkstruktur regionaler, oftmals zeitlich  
begrenzter Zweckbündnisse – die „Honig-
waben-Ordnung“.
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Der GCAT-Beitritt des Iran 
markiert einen weiteren 
Schritt auf dem Weg zu einer 
neuen internationalen 
Ordnung. Seit der Nuklear
katastrophe von 2021 setzt 
die Weltgemeinschaft auf 
eine enge Kooperation auf 
der Basis gemeinsamer 
Interessen.

Berlin. Mit dem Beitritt des Iran zum 
Globalen Anti-Terror-Pakt (GCAT) 
ist die internationale Allianz zur Be-
kämpfung des Terrorismus nun welt-
weit handlungsfähig. Bis zum Sturz 
des Mullah-Regimes im Jahre 2023 
war der Iran der größte staatliche Ex-
porteur von Gewalt – im Mittleren 
und Nahen Osten, bisweilen weit da-
rüber hinaus.

Damit fügt sich ein weiterer Bau-
stein in eine sich neu herausbildende 
internationale Ordnung, die Ana-
lysten als „Honey Cone Order“ (zu 
Deutsch: „Honigwaben-Ordnung“) 
bezeichnen: ein Geflecht aus mehr 
oder weniger losen Zweckbündnis-
sen, die sich wie Honigwaben zu ei-
ner flexiblen, an Sachfragen und ge-
meinsamen Interessen orientierten 
Weltordnung fügen. 

„Die Vereinten Nationen begrü-
ßen die steten Bemühungen der 
Staatengemeinschaft, weitere Alli-
anzen zur Verbesserung von Frieden, 
Stabilität und Wohlstand ins Leben 
zu rufen“, erklärte UN-Generalsekre-
tärin Angela Merkel am Rande des 
GCAT-Gipfels diese Woche in Genf. 

Dabei hätte Merkel allen Grund 
zur Sorge. Denn tatsächlich erset-
zen diese regional verankerten Ord-
nungsstrukturen zunehmend das 
sklerotische System der Vereinten 
Nationen. Aufgrund geopolitischer 
Rivalitäten und zunehmender In-
teressengegensätze hatte sich das 
UN-System seit den 2010er Jahren in 

weiten Teilen als dysfunktional er-
wiesen – die letzte einvernehmliche 
Entscheidung im UN-Sicherheitsrat 
wurde 2019 getroffen. Also vor sechs 
Jahren; damals ging es um die Ent-
sendung von UN-Friedenstruppen 
nach Syrien und den Irak.

Reaktor-Havarie als Auslöser 
Mit dem Aufstieg zahlreicher Natio
nen zu Regionalmächten – man-
che mit geopolitischen Ambitio-
nen – beschleunigte sich Anfang der 
2020er Jahre die Konfliktdynamik in 
einem Maße, dass weithin mit krie-
gerischen Auseinandersetzungen ge-
rechnet wurde: China, die USA und 
Japan stritten um die Vorherrschaft 
im Südchinesischen Meer; Iran, das 
Reich der Mitte und Russland um 
wirtschaftliche Dominanz in Zen
tralasien; die Arktis-Anrainer um 
die Kontrolle der Transitrouten im 
Eismeer. Und alle miteinander strit-
ten um privilegierten Zugang zu den 
Rohstoffmärkten Afrikas, verhäng-
ten gegenseitig Strafzölle und führ-
ten Handelskriege. 

„Machen Sie sich um die Vereinten 
Nationen mal keine Sorgen“, bügelte 
Merkel jüngst die Frage eines chine-
sischen Journalisten ab. „Solange ich 
denken kann, wird der Niedergang 
der UNO beschworen. Gerade haben 
wir ihren 80. Geburtstag gefeiert – Sie 
sehen mich also gelassen.“ Tatsäch-
lich konnten sich alle UN-Generalse-
kretäre von Gladwyn Jebb bis Angela 
Merkel ihres Amtes stets sicher sein. 
Denn jeder zwischenstaatliche Kon-
flikt, jede humanitäre Katastrophe, 
jede Bedrohung des Weltfriedens be-
stätigte aufs Neue die Daseinsberech-
tigung der Organisation am New Yor-
ker East River. 

Doch seit vier Jahren ist alles an-
ders: Die Ereignisse am 23. Dezem-
ber 2021 stoppten diese unheilvolle 
Konfliktdynamik. An diesem Schick-
salstag verübten Hacker einen kon-
zertierten, weltweiten Angriff auf die 
Kernkraftwerke Indian Point (USA), 

Rostow (Russland), Fessenheim 
(Frankreich/Deutschland), Fuqing 
(China) und Buschehr (Iran). Die Tä-
ter konnten niemals gefasst werden. 
Schätzungsweise 530.000 Menschen 
fanden unmittelbar den Tod; Millio-
nen mehr wurden verstrahlt. 

Die Auswirkungen dieser nuklea-
ren Havarien werden noch über Jahr-
zehnte zu spüren sein. Doch gleich-
zeitig – wenngleich zu einem sehr 
hohen Preis – markiert diese welt-
weite Katastrophe einen entschei-
denden Wendepunkt: Nach Jahren 
der Konfrontation ist sich die Staa-
tengemeinschaft bewusst geworden, 
dass sie dieser unsichtbaren Bedro-
hung aus dem Cyber-Raum nur ge-
meinsam begegnen kann.

Euro-mediterrane Kooperation
„Es ist schon zynisch“, gab sich Frank-
reichs Präsident Emmanuel Macron 
in einem Interview mit dem „Fi-

garo“ jüngst nachdenklich, „aber es 
brauchte eine Katastrophe apoka-
lyptischen Ausmaßes, ehe wir be-
reit waren, unsere Differenzen im 
Interesse von Frieden und Sicherheit 
hinter uns zu lassen.“ Macron hatte 
sich zur Jahreswende 2021/2022 da-
für stark gemacht, dass die Euro-
päische Union den Schulterschluss 
mit der Türkei, Israel und der Arabi-
schen Liga sucht, um so einen „Cor-
don Sanitaire“ um den Mittelmeer-
raum herum zu spannen. Während 
die arabischen Staaten und Israel 
große Mengen verflüssigten Erdga-
ses aus ihren Feldern im Mittelmeer 
nach Europa lieferten, um Energie-
engpässe zu überbrücken, entsandte 
die Europäische Verteidigungsunion 
zwei Cyber-War-Bataillone in die Le-
vante, um Internetknotenpunkte 
abzusichern und ein provisorisches 
euro-mediterranes Breitbandnetz 
einzurichten. ▸ weiter auf Seite 2
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Heute schon wissen, was morgen bewegt

Es brauchte eine Katastrophe 
apokalyptischen Ausmaßes,  
ehe wir bereit waren, unsere 
Differenzen im Interesse 
von Frieden und Sicherheit 
hinter uns zu lassen. 
Emmanuel Macron, französischer Staatspräsident
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Nach jahrzehntelangem Reformstau wird das starre UN-System zunehmend durch flexible Strukturen regionaler Kooperation ersetzt 

 "Honey Cone"-Ordnung 
gewinnt an Gestalt

Interview mit  
UN-Generalsekretärin 
Angela Merkel
Ein Gespräch über die zukünftige 
Rolle der Vereinten Nationen und 
Moral in der Politik
Weitblick ▸ Seite 8–9

WETTER

Man ändert die Dinge 
niemals, indem man gegen 
die existierende Ordnung 
ankämpft. Um etwas zu 
ändern, muss man ein neues 
Modell  entwickeln, dass  
das alte hinfällig macht.
Richard Buckminster Fuller (1895-1983), US-amerikanischer Architekt und Visionär
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Tag Nacht

INTERNATIONALE ORDNUNG  Regionale Kooperation ersetzt  
zunehmend das starre UN-System

The Aspen Insight – eine fiktive Zeitung aus dem 
Jahr 2025 – ist ein Projekt des Aspen Instituts 
Deutschland. Sie basiert auf den Ergebnissen eines 
internationalen Szenario-Workshops zur Zukunft  
der liberalen Weltordnung.


